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LADENSCHLUSSGESETZ

Jürgen Stehn

Der Dienstleistungsabend im Einzelhandel:
Neu- statt Deregulierung

Die Bundesregierung plant eine Lockerung des Ladenschlußgesetzes.
Die Diskussion konzentriert sich dabei gegenwärtig auf die Einführung eines

„Dienstleistungsabends". Wie ist diese Deregulierungsabsicht vor dem
Hintergrund der Erfahrungen im Ausland zu bewerten ?

Glaubt man den Befürwortern regulierter Ladenöff-
nungszeiten im Einzelhandel, so gehört das La-

denschlußgesetz der Bundesrepublik zu den erfolg-
reichsten Gesetzesregelungen in der deutschen
Rechtsgeschichte. Es stellt nämlich - so die Argumenta-
tion - einen wirksamen Schutz für alle betroffenen Wirt-
schaftsakteure dar, seien es Arbeitnehmer, Arbeitgeber
oder Konsumenten. Die Arbeitnehmer werden vor über-
mäßig langen Arbeitszeiten sowie vor Nacht- und Sonn-
tagsarbeit geschützt, den Arbeitgebern dient das La-
denschlußgesetz als Schutzwall vor sich selbst (Stich-
wort: „Selbstausbeutung"), vor unliebsamer „ruinöser"
Konkurrenz sowie vor potentiellen Kostensteigerungen,
und den Konsumenten garantiert das Ladenschlußge-
setz eine flächendeckende Versorgung und einen
Schutz vor Preiserhöhungen. Betrachtet man die wech-
selnde Argumentation in den letzten dreißig Jahren, so
ermöglicht die Regulierung der täglichen Ladenöff-
nungszeiten darüber hinaus den Kunstgriff, gleichzeitig
die „kleinen" Einzelhändler vor den Großbetrieben und
die „großen" Einzelhändler vor den Kleinbetrieben zu
schützen1. Im Lichte dieser Argumentation verwundert
es nicht, daß das Ladenschlußgesetz aus dem Jahre
1956 vielfach als ein „optimaler Kompromiß" bezeichnet
wird.

Aus ökonomischer Sicht ist der „optimale Kompro-
miß" zunächst nur eine Behauptung. Ihr Wahrheitsge-
halt kann mit Hilfe des Effizienzkriteriums der optimalen
Ressourcenallokation überprüft werden. Zahlreiche
Ökonomen haben die Optimalität des Ladenschlußge-
setzes in Zweifel gezogen. Nach ihrer Ansicht schränkt
die Regulierung der täglichen Öffnungszeiten die Ent-
scheidungsfreiheiten von Verbrauchern, Arbeitnehmern

Jürgen Stehn, 29, Dipl.-Volkswirt, Dipl.-Handels-
lehrer, ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Ab-
teilung Wachstum und Strukturpolitik des Instituts
für Weltwirtschaft an der Universität Kiel.

und Unternehmern so stark ein, daß hieraus Verzerrun-
gen auf den Einzelhandelsgüter- und Einzelhandelsfak-
tormärkten resultieren2. Eine Analyse der ausländi-
schen Deregulierungserfahrungen belegt, daß eine voll-
ständige Aufhebung der Ladenöffnungszeiten eine Re-
dynamisierung des Wettbewerbs im Einzelhandel be-
wirkt und gleichzeitig die durch das Ladenschlußgesetz
ausgelöste Benachteiligung leistungsfähiger Anbieter,
die Verschwendung knapper Kapitalressourcen und die
Zugangsbeschränkung zum Einzelhandelsarbeits-
markt aufhebt3.

Diese Kritik der bestehenden Ladenschlußregelung
hat die politischen Entscheidungsprozesse nicht unbe-
rührt gelassen. So wurde von der Bundesregierung im
Jahre 1986 eine Ausnahmegenehmigung für an Ver-
kehrsknotenpunkten in Städten mit mehr als 200000
Einwohnern gelegene Einzelhandelsgeschäfte erlas-
sen. Diese Unternehmen dürfen abweichend von der
allgemeinen Regelung (montags bis freitags 7.00 bis
18.30 Uhr; samstags 7.00 bis 14.00 Uhr) an Werktagen
von 6.00 bis 22.00 Uhr Güter des „täglichen Ge- und
Verbrauchs" anbieten. Die für die Umsetzung des Bun-
desgesetzes zuständigen Bundesländer haben jedoch
- mit der Ausnahme Baden-Württembergs, wo aufgrund

1 Bei den Gesetzesberatungen im Jahre 1956 wurde die Befürchtung
geäußert, eine ausschließliche Beschränkung der Ladenöffnungszeit
für Einzelhandelsbetriebe mit Angestellten würde zu Wettbewerbsnach-
teilen dieser (größeren) Anbieter gegenüber den (kleineren) Familienun-
ternehmen führen. Aus diesem Grunde wurden Einzelhandelsgeschäfte
ohne Angestellte in die Ladenschlußregelung einbezogen (vgl. Deut-
scher Bundestag: Bundestags-Drucksache 310/54, Bonn 1956). Die
heutigen Befürworter des Ladenschlußgesetzes erhoffen sich dagegen
von einer Beschränkung der täglichen Ladenöffnungszeiten einen
Schutz der kleinen und mittleren Einzelhandelsunternehmen vor der
Konkurrenz der Großbetriebe (vgl. z.B. Erich B a t z e r: Änderung
des Ladenschlußgesetzes - übertriebene Erwartungen?, in: Hartwig
P i e p e n b r o c k (Hrsg.): Ladenschluß kontrovers, Beiträge zur aktuel-
len Diskussion, Stuttgart 1984, S. 13-25).

2 Vgl. u.a. Armin G u t o w s k i : Das Ladenschlußgesetz-ein Fremd-
körper in der Marktwirtschaft, HWWA-Report, 69, Hamburg 1986.
3 Vgl. Jürgen S t e h n : Das Ladenschlußgesetz - Ladenhüter des
Einzelhandels? Eine Analyse im Lichte ausländischer Deregulierungser-
fahrungen, Kieler Diskussionsbeiträge, 128, Kiel 1987.
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LADENSCHLUSSGESETZ

der auslaufenden Sondergenehmigung für die Stuttgar-
ter Klett-Passage akuter Handlungsbedarf bestand -
von dieser Ausnahmeregelung keinen Gebrauch ge-
macht.

Der Koalitionsbeschluß von 1986

Ein das gesamte Bundesgebiet und West-Berlin um-
fassender Versuch, die wöchentlichen Öffnungszeiten
zu ändern, wurde in den Köalitionsverhandlungen im
Frühjahr 1986 vereinbart. Hiernach soll ein sogenannter
Dienstleistungsabend eingerichtet werden, der neben
dem Einzelhandel auch öffentliche Verwaltungen mit
Publikumsverkehr und Banken zu einer Verbesserung
ihrer zeitlichen Dienstleistungsbereitschaft veranlassen
soll.

Trotz dieser angestrebten einheitlichen Regelung wä-
ren die rechtlichen Konsequenzen für die betroffenen
drei Wirtschaftsbereiche sehr unterschiedlich. Verlän-
gerte Öffnungszeiten in der öffentlichen Verwaltung wä-
ren nur durch staatliche Anordnung zu erreichen, im Be-
reich des Einzelhandels müßte eine Gesetzesänderung
beschlossen werden, während im Bankenbereich eine
gesetzliche Grundlage für die Anordnung von Öffnungs-
zeiten erst noch geschaffen werden müßte, da die Ge-
schäftsbanken nicht unter das Ladenschlußgesetz fal-
len und ihnen somit bereits bisher die rechtliche Ent-
scheidungsfreiheit über Struktur und Ausmaß der tägli-
chen Schalteröffnung offensteht. Die relativ geringe Ver-
breitung der Abendöffnung ist in weiten Teilen auf die Ta-
rifbestimmungen im Bankensektor zurückzuführen, die
eine abendliche Beschäftigung der Angestellten we-
sentlich erschweren. Abhilfe können hier nur die Tarifver-
tragsparteien und nicht der Gesetzgeber schaffen. Dar-
über hinaus kann es für einige Geschäftsbanken einzel-
wirtschaftlich effizient sein, auf eine Abendöffnung zu
verzichten, so daß ein gesetzlich auferlegter Dienstlei-
stungsabend für diese Institute eine Gewinneinbuße zur
Folge hätte und somit wettbewerbsverzerrend wirken
würde.

Lediglich im Einzelhandelsbereich würde somit die
Einführung eines Dienstleistungsabends den Wettbe-
werbsparameter zeitliche Betriebsbereitschaft flexibili-
sieren. Im Gegensatz zur möglichen Regelung im öf-
fentlichen Dienst würde eine entsprechende Änderung
des bestehenden Ladenschlußgesetzes jedem Einzel-
händler die Entscheidung darüber belassen, ob er von
einer verlängerten Abendöffnung Gebrauch machen
will oder nicht. So stünde es den in den Arbeitgeberver-
bänden organisierten Unternehmen dann frei, sich in Ta-
rifvertragsvereinbarungen mit den Gewerkschaften zu
verpflichten, auf die weitergehende Nutzung dieses
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Wettbewerbsinstruments zu verzichten, wie es kürzlich
im Tarifbezirk Hamburg geschehen ist.

Der Gesetzgeber ist hier nur insoweit gefordert, als er
unmißverständlich verdeutlichen muß, daß er nicht be-
reit ist, für die Folgen dieses künstlich geschaffenen
Wettbewerbsnachteils durch zusätzliche gesetzliche
Maßnahmen wie z.B. eine Allgemeinverbindlichkeitser-
klärung des Tarifvertrages durch den Bundesminister für
Arbeit und Soziales einzutreten. Eine solche Entschei-
dung des Bundesarbeitsministers wäre auch aus der
Sicht des Gesetzgebers wenig sinnvoll, da hierdurch
das Bundesministerium für Arbeit, in dessen Aufgaben-
bereich die Ladenschlußgesetzgebung fällt, eine ei-
gene Gesetzesinitiative zur Wirkungslosigkeit verurtei-
len würde.

Eine Kompromißlösung

In der Diskussion der letzten Monate sind zahlreiche
Modelle eines Dienstleistungsabends im Einzelhandel
entworfen worden, die sowohl hinsichtlich der Länge
der Abendöffnung als auch im Hinblick auf die Wahlfrei-
heit des Wochentages differieren. Als Kompromiß
scheint sich die Einrichtung eines Dienstleistungs-
abends an einem festgelegten Wochentag (donners-
tags oder freitags) mit einer zulässigen Öffnungszeit bis
21.00 oder 22.00 Uhr durchzusetzen.

Nach dem Willen des Bundesministeriums für Wirt-
schaft soll im Zuge einer solchen Regelung die bisher
gesetzlich zugelassene Wochenöffnungszeit von 64,5
Stunden (einschließlich des langen Samstages 68,5
Stunden) nicht überschritten werden, wodurch ein zu-
sätzlicher Regulierungsbedarf ausgelöst wird, da die
Einzelhandelsunternehmen unter dieser Vorausset-
zung zu einer 2,5-stündigen (im Falle der 21.00-Uhr-Re-
gelung) bzw. 3,5-stündigen Schließung (im Falle der
22.00-Uhr-Regelung) ihrer Geschäfte während der bis-
her zugelassenen täglichen Öffnungszeit gezwungen
werden. Als Ersatzlösung ist auch eine Streichung des
verkaufsoffenen Samstages in den Sommermonaten im
Gespräch.

Der geringe zusätzliche Freiraum, den die geplante
Neuregelung den Einzelhandelsunternehmen bietet,
läßt daran zweifeln, ob mit einem Dienstleistungsabend
in dieser Form die gewünschten positiven Deregulie-
rungswirkungen, wie sie z.B. in Schweden nach der völ-
ligen Aufhebung eines vormals restriktiven Laden-
schlußgesetzes im Jahre 1972 zu beobachten waren, er-
zielt werden können.

Das Ladenschlußgesetz der Bundesrepublik diskrimi-
niert sowohl die zeitgebundenen Nachfrager, zu denen
vor allem Arbeitnehmer und Unternehmer gehören, zu-
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gunsten von Rentnern, Arbeitslosen, Schülern und Stu-
denten als auch den zeitgebundenen Handel zugunsten
der zeitungebundenen Anbieter (z.B. Versandhäuser,
Tankstellen, Einzelhandelsgeschäfte an Bahnhöfen und
Flughäfen). In welchem Umfang der Versandhandel in
der Bundesrepublik von der restriktiven Gesetzgebung
profitiert, wird daran deutlich, daß sein Anteil am gesam-
ten Einzelhandelsumsatz höher ist als in Frankreich,
Schweden und den Vereinigten Staaten, wo keine ge-
setzlich vorgeschriebenen Ladenöffnungszeiten existie-
ren. Während der Versandhandel in der Bundesrepublik
im Jahre 1983 einen Marktanteil von 4,8% erzielen
konnte, betrug der Anteil des Versandhandels am ge-
samten Einzelhandelsumsatz in Frankreich 1,4%, in
Schweden 0,9% und in den Vereinigten Staaten ledig-
lich 0,4%.

Aufschlußreich im Hinblick auf die Wettbewerbswir-
kungen eines Dienstleistungsabends ist ein Vergleich
der Versandhandelsanteile in Frankreich, Schweden
und den Vereinigten Staaten einerseits sowie Großbri-
tannien andererseits. Trotz der teilweisen Liberalisie-
rung des Ladenschlußgesetzes in Großbritannien (ge-
nehmigte Öffnungszeiten: montags bis donnerstags
und samstags von 7.00 bis 20.00 Uhr, freitags von 7.00
bis 21.00 Uhr) ist die dort zu beobachtende Wettbe-
werbsverzerrung zugunsten des zeitungebundenen
Handels, gemessen am Marktanteil des Versandhan-
dels (1982:3,5%), kaum weniger ausgeprägt als in der
Bundesrepublik.

Dies begründet die Vermutung, daß die wettbewerbs-
verzerrenden Wirkungen des Ladenschlußgesetzes nur
durch eine vollständige Liberalisierung der Ladenöff-
nungszeiten und nicht durch eine Ausweitung der ge-
setzlich zugelassenen Öffnungszeit an einem Werktag
aufgehoben werden können. Ein einmaliger Dienstlei-
stungsabend pro Woche kann nur in geringem Ausmaß
zu einer gleichmäßigeren Verteilung der Kundenströme
beitragen, so daß das Problem der Besucherspitzen
zwischen 17.00 und 18.00 Uhr weitgehend bestehen
bleibt und es den Konsumenten weiterhin kaum möglich
ist, sich eine ausreichende Markttransparenz zu ver-
schaffen. Ein Ausweichen auf die Bestellung per Kata-
log bleibt daher auch nach der Einrichtung eines ver-
kaufsoffenen Abends ökonomisch rational.

Künstlicher Wettbewerbsvorteil

Nicht nur dem zeitungebundenen Handel, sondern
auch den Verbrauchermärkten und den Warenhäusern
bietet die restriktive Ladenschlußgesetzgebung einen
künstlichen Wettbewerbsvprteil. Vor allem kleinere Ein-
zelhandelsbetriebe und Fachgeschäfte, die aufgrund ih-
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rer höheren Flexibilität eher als Verbrauchermärkte und
Warenhäuser in der Lage sind, die täglichen Öffnungs-
zeiten zu variieren, werden daran gehindert, neben
dem Oualitätswettbewerb auch die zeitliche Betriebsbe-
reitschaft als Gegenpol zum Preiswettbewerb einzuset-
zen.

Dies gilt insbesondere für den innerstädtischen
Facheinzelhandel mit beratungsintensiven Gütern wie
elektrotechnischen Erzeugnissen, Möbeln, Heimtexti-
lien, Edelmetallwaren, Uhren, Schmuck oder optischen
Erzeugnissen. Die hohe Zeitintensität des Einkaufs die-
ser Güter und die durch das Ladenschlußgesetz ausge-
lösten Besucherspitzen zwichen 17.00 und 18.00 Uhr
verwehren den Konsumenten den Besuch mehrerer
Fachgeschäfte an einem Abend. Diese Zeitrestriktion
verstärkt sich noch, wenn sich im Zuge einer kräftigen
Motorisierung die Wettbewerbsräume und Einzugsbe-
reiche des Einzelhandels vergrößern und gleichzeitig
die Verkehrsdichte und die Parkplatznot in den städti-
schen Ballungszentren zunehmen. Die Verbraucher
weichen dann mehr und mehr auf die mit breiten Sorti-
menten ausgestatteten Verbrauchermärkte am Stadt-
rand aus. Das „one-stop-shopping" wird zur Regel, und
der Expansionsspielraum des Facheinzelhandels ver-
engt sich.

Eine vollständige Liberalisierung der Ladenschlußzei-
ten kann zu einer Verringerung dieser Wettbewerbs-
nachteile beitragen, wie die schwedischen und französi-
schen Erfahrungen zeigen. So wuchs in Schweden der
reale Facheinzelhandelsumsatz zwischen 1972 und
1982 durchweg stärker als in der Bundesrepublik. Be-
sonders groß sind die Wachstumsunterschiede im Fach-
handel mit Möbeln und Heimtextilien sowie mit Beklei-
dung, Textilien und Schuhen. Während in Schweden die
realen Umsätze aller beratungsintensiven Wirtschafts-
zweige des Fachhandels im Vergleich zum gesamten
Einzelhandelsumsatz überproportional stiegen, blieb in
der Bundesrepublik das reale Umsatzwachstum im
Handel mit Bekleidung, Textilien und Schuhen sowie mit
Möbeln und Heimtextilien weit hinter dem des gesamten
Einzelhandels zurück. Im Vergleich zu Frankreich liegen
die Verhältnisse ähnlich.

Ob ein wöchentlicher Dienstleistungsabend ähnliche
wertbewerbsentzerrende Wirkungen auslösen könnte,
ist wesentlich von der resultierenden Verteilung der Be-
sucherspitzen abhängig. Aufschluß hierüber läßt sich
aus den australischen Erfahrungen mit einem wöchent-
lichen Kaufabend gewinnen. Eine Untersuchung der
wöchentlichen Umsatzentwicklung in ausgewählten
Einzelhandelsgeschäften im Bundesstaat New South
Wales zeigt, daß hier der Stundenumsatz im Wochen-
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verlauf stark zunimmt. Die Verkaufsspitzen liegen am
verkaufsoffenen Donnerstagabend (17.30 bis 21.00
Uhr) sowie am Samstagvormittag. Da die gegen Ende
der Woche steigende Nachfrage nach Einzelhandelsgü-
tern im Zusammenhang mit Vorratskäufen für das Wo-
chenende steht, erscheint es wenig wahrscheinlich, daß
ein verkaufsoffener Donnerstag- oder Freitagabend zu
einem wesentlichen Abbau der Besucherspitzen beitra-
gen könnte.

Schwedische Erfahrungen

Mit der Aufhebung der Ladenschlußzeiten im schwe-
dischen Einzelhandel im Jahre 1972 ging eine Zäsur in
der Entwicklung der Unternehmensneugründungen ein-
her. Hatte die Anzahl der Einzelhandelsunternehmen in
der Dekade vor der Freigabe der Ladenöffnungszeiten
noch um 35% abgenommen, so stieg sie in den Jahren
nach diesem Wendepunkt um 45% an. Daß die verän-
derte Struktur der täglichen Öffnungszeiten wesentlich
für diese Trendwende verantwortlich war, verdeutlichen
die Betriebsformen der neugegründeten Unternehmen.
Vor allem die Gründung einer großen Anzahl von „Ser-
vice-Läden" trug zu der positiven Entwicklung bei.

Geschäfte in dieser neuartigen Betriebsform haben
eine auf höchstens 200 qm begrenzte Verkaufsfläche,
auf der sie ein relativ kleines Sortiment von nicht mehr
als 1500 Artikeln anbieten. Ihre Öffnungszeiten wei-
chen von denen der anderen Einzelhandelsbetriebe ab,
da sie wöchentlich 60-70 Stunden öffnen und einen täg-
lichen Abendverkauf praktizieren, mit dem sie im Jahre
1976 ungefähr 38% des Jahresumsatzes erzielten. Die
Service-Läden, die sich sowohl in Wohn- und Stadtre-
gionen als auch an verkehrsgünstigen Standorten eta-
blieren konnten, beschäftigen im Durchschnitt drei bis
vier festangestellte Mitarbeiter, die häufig in den Abend-
stunden und an Samstagen durch Teilzeitkräfte ersetzt
werden4.

Auch im Facheinzelhandel und hier insbesondere im
beratungsintensiven Handelsbereich war eine bemer-
kenswerte Expansion der Unternehmensneugründun-
gen zu beobachten. Während im Zeitraum 1969-1972 in
allen beratungsintensiven Branchen des Facheinzel-
handels noch eine Abnahme der Unternehmenszahl
festzustellen war, erhöhte sie sich zwischen 1972 und
1984 beträchtlich. Dabei verzeichneten die Wirtschafts-
zweige „elektrotechnische Erzeugnisse, Möbel, Eisen-
waren, Beleuchtungsartikel" und „Uhren, Edelmetallwa-
ren, optische Erzeugnisse" sogar mit 107% bzw. 64%

4 Sveriges Handelsdepartementet: Affärstiderna. Betänkande av 1975
ars affärstidskommitte (Arbeitszeiten. Veröffentlichung des Arbeitszeit-
komitees von 1975), Statens offentliga utredninga, 1977:12, Stockholm
1977, S. 109 ff.
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ein im Vergleich zum gesamten Einzelhandel (45%)
überproportionales Wachstum, was darauf hindeutet,
daß eine Begrenzung der täglichen Öffnungszeiten den
Expansionsspielraum dieses Handelsbereiches we-
sentlich einschränkt.

Vor allem die durch regulierte Ladenöffnungszeiten
ausgelöste Bevorteilung der mit breiten Sortimenten
ausgestattenen Verbrauchermärkte und Warenhäuser
ist für die verringerte Wettbewerbsdynamik verantwort-
lich, da die beschränkte Verfügbarkeit von Gründungs-
kapital den relativ kapitalintensiven Aufbau eines brei-
ten Sortiments in der Gründungsphase eines Unterneh-
mens erschwert. Auch die Existenzgründungsbereit-
schaft der im Einzelhandel beschäftigten Fachkräfte ist
hiervon betroffen.

Existenzgründungshemmnisse

Die Erfahrungen mit Unternehmensneugründungen
zeigen, daß die überwiegende Zahl der Existenzgrün-
der die ersten Schritte in die Selbständigkeit in einem
der bisherigen Tätigkeit eng verwandten Bereich täti-
gen. Die durch eine Begrenzung der täglichen Öffnungs-
zeiten mitverantwortliche Tendenz zu breitgefächerten
Sortimenten erfordert aber ein möglichst breites Fach-
wissen, so daß die meist eng fachbezogen ausgebilde-
ten Mitarbeiter im Einzelhandel vielfach von einer Exi-
stenzgründung Abstand nehmen.

Die Einführung eines wöchentlichen Dienstleistungs-
abends kann diese Wettbewerbsverzerrung jedoch
nicht neutralisieren, wie die bisherige Analyse zeigt. Die
Existenzgründungshemmnisse bleiben bestehen, und
die Wettbewerbsdynamik erhöht sich kaum. Hemmend
wirkt auch die zunehmende Unternehmenskonzentra-
tion im bundesdeutschen Einzelhandel, die die Anreize
zur Gründung neuer Einzelhandelsunternehmen we-
sentlich dämpft. Von zunehmender Bedeutung ist daher
das Erkennen und Nutzen von Marktnischen, wie es in
Schweden in der Betriebsform der Service-Läden zum
Ausdruck gekommen ist.

Eine einmalige wöchtentliche Abendöffnung läßt aber
eine auf die jeweiligen Kundenbedürfnisse zugeschnit-
tene individuelle zeitliche Betriebsbereitschaft, die ins-
besondere kleinere Fachgeschäfte aufgrund ihrer rela-
tiv hohen Flexibilität anbieten können, nicht zu. Aus die-
sem Grunde ist die ansteigende Unternehmenskonzen-
tration im bundesdeutschen Einzelhandel nicht zuletzt
auf die Beschränkung der täglichen Öffnungzeit zurück-
zuführen. Dies wird auch daran deutlich, daß in Schwe-
den nach der Freigabe der Öffnungszeiten die Anzahl
der beratungsintensiven Facheinzelhandelsgeschäfte
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in den unteren Umsatzgrößenklassen ähnlich stark ge-
stiegen ist wie im Durchschnitt, während sie sich in den
Jahren zuvor überproportional verringerte5. Abhilfe
kann hier nur eine vollständige Freigabe der Laden-
schlußzeiten leisten.

Einfluß auf die Produktivität

Die Arbeits- und Kapitalproduktivität im Einzelhandel
wird wesentlich durch die Struktur der täglichen Laden-
öffnungszeiten bestimmt. Eine Substitution der besu-
cherarmen Tagesöffnungszeiten durch stärker frequen-
tierte Abendöffnungen kann einen höheren Ausla-
stungsgrad des Personals und damit eine Steigerung
der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität bewirken.
Nun wird im Einzelhandel bereits heute angestrebt, die
Leerlaufzeiten der Angestellten durch die Beschäfti-
gung von Teilzeitarbeitskräften in den Hauptgeschäfts-
zeiten zu minimieren. Allerdings benötigen aber vor al-
lem größere Einzelhandelsbetriebe zur Aufrechterhal-
tung der Betriebsbereitschaft einen bestimmten Min-
destpersonalbedarf, der unabhängig von der Kunden-
frequenz und dem Umsatzvolumen besteht und der in-
sofern einen Fixkostencharakter aufweist.

Ein Blick auf die schwedische Entwicklung gibt An-
haltspunkte über den resultierenden Produktivitätsef-
fekt. Nach Umstellung des Personaleinsatzes erhöhte
sich dort die Wachstumsrate der durchschnittlichen Ar-
beitsproduktivität6 von 11,5% im Jahre der Aufhebung
des Ladenschlußgesetzes auf 19,5 % im Jahre 1974. Zu
dem kräftigen Anstieg der Arbeitsproduktivität dürfte ne-
ben der gleichmäßigeren Auslastung des Personals
auch die vermehrte Einstellung von Teilzeitarbeitskräf-
ten beigetragen haben7.

Hierauf deuten auch Erfahrungen aus den Vereinig-
ten Staaten hin, die zeigen, daß durch flexible Laden-
zeitregelungen qualifizierteres Personal, vor allem im
Teilzeitbereich, als im Durchschnitt des Ausgangsbe-
standes gewonnen werden konnte8. Eine Begrenzung
der täglichen Öffnungszeiten stellt somit eine Zugangs-
beschränkung zum Einzelhandelsarbeitsmarkt für viele
qualifizierte Arbeitskräfte dar, denen es aus familiären

5 Vgl. Jürgen S t e h n , a.a.O., S. 17 ff.
6 Die durchschnittliche Arbeitsproduktivität wurde als Quotient aus no-
minalem Umsatz und vollzeitäquivalenter Beschäftigung gemessen. Bei
der Berechnung der vollzeitäquivalenten Beschäftigung wurden zwei
Teilzeitarbeitskräfte als eine Vollzeitarbeitskraft gewertet.
7 Die Teilzeitbeschäftigung im schwedischen Einzelhandel nahm zwi-
schen 1971 und 1976 um 12,1 % zu.
8 Vgl. Bruno T i e t z : Ladenzeitordnungen im Umbruch, Stuttgart
1973, S. 19 f. und S. 28.
9 Ein Vergleich mit der schwedischen Entwicklung ist nicht möglich, da
keine verwertbaren Statistiken über Geschäftsflächen und Investitions-
tätigkeit im schwedischen Einzelhandel erhältlich sind.

oder persönlichen Gründen nicht möglich ist, einer Ar-
beit während der gewöhnlichen Geschäftszeiten nach-
zugehen. Produktive Arbeitskräfte werden ausge-
schlossen, der Wettbewerb auf dem Einzelhandelsar-
beitsmarkt wird eingeschränkt und einer Fehlallokation
der Ressourcen wird Vorschub geleistet, mit der Folge
einer Verminderung der Arbeitsproduktivität im Einzel-
handel.

Fehlende Freiheit

Diese Fehlentwicklung würde durch die Einführung ei-
nes Dienstleistungsabends kaum korrigiert werden, da
die gewünschte Aufrechterhaltung der wöchentlichen
Rahmenöffnungszeit von 64,5 bzw. 68,5 Stunden durch
eine gesetzlich verordnete Schließung der Geschäfte
während der bisher zugelassenen Öffnungszeiten er-
zielt werden soll und somit eine individuelle Anpassung
der Öffnungszeit an die branchenbedingten Kunden-
ströme verhindert wird.

Das wesentliche Hemmnis des bisherigen Laden-
schlußgesetzes und der gepanten Neuregelung ist da-
bei weniger in der Beschränkung der wöchentlichen
Rahmenöffnungszeit als vielmehr in der fehlenden Frei-
heit zur individuellen Strukturierung der täglichen Öff-
nungszeit zu sehen. Wie wenig eine völlige Freigabe der
Ladenschlußzeiten die durchschnittliche Wochenöff-
nungsdauer im Einzelhandel beeinflußt, verdeutlicht
das schwedische Beispiel. Dort variierte die durch-
schnittliche Wochenöffnungsdauer sowohl vor als auch
nach der Liberalisierung zwischen 49 und 56 Wochen-
stunden. Dies entspricht in etwa der in der Bundesrepu-
blik tatsächlich praktizierten Wochenöffnungszeit von
ca. 54 Stunden.

Ähnliches gilt auch für die durchschnittliche Wochen-
öffnungsdauer im französischen Einzelhandel, die je
nach Betriebsform zwischen 42,5 und 57 Stunden vari-
iert. Die vielfach geäußerte Vermutung, eine Freigabe
der täglichen Ladenschlußzeiten sei gleichbedeutend
mit einer Ausdehnung der wöchentlichen Öffnungs-
dauer, erscheint somit kaum zwingend, und der vom Ge-
setzgeber propagierte Handlungsbedarf zur Aufrechter-
haltung der bestehenden wöchentlichen Rahmenöff-
nungszeit im Falle der Einführung eines Dienstlei-
stungsabends ist nicht zu erkennen.

Folgen

Die mit einer Reglementierung der täglichen Öff-
nungszeit für eine Vielzahl der Konsumenten verbun-
dene Beschränkung der Einkaufszeit auf ein bis höch-
stens zwei Stunden veranlaßt die Einzelhandelsunter-
nehmen, sich den Bedürfnissen der Verbraucher nach

WIRTSCHAFTSDIENST 1988/IV 207



LADENSCHLUSSGESETZ

einem in kurzer Zeit verfügbaren umfangreichen Waren-
angebot anzupassen. Als Folge kommt es zu einer Ver-
änderung der Sortimentspolitik in Richtung auf eine brei-
tere Produktpalette, wie es in der Bundesrepublik in den
letzten Jahren zunehmend der Fall ist. Dadurch entsteht
ein höherer Flächenbedarf, der durch die in den späten
Nachmittagsstunden und an Sonnabenden auftreten-
den Besucherspitzen noch verstärkt wird. Der Kapital-
bedarf steigt entsprechend, mit der Folge einer spürba-
ren Verringerung der Kapitalproduktivität.

Die Größenordnung dieses Produktivitätseffektes ver-
deutlicht ein Vergleich des Raum- und Kapitalbedarfs im
Einzelhandel der Bundesrepublik und Frankreichs9: Die
Verkaufsfläche pro Einwohner ist in der Bundesrepublik
mit 0,99 qm höher als in Frankreich (0,69 qm), die Kapi-
talproduktivität10 ist niedriger (6828 DM im Vergleich zu
10501 DM), und die Kapitalintensität11 übersteigt hierzu-
lande (30,8 qm) diejenige in Frankreich (25,4 qm). Auch
die durchschnittlichen Investitionsquoten im deutschen
und französischen Einzelhandel deuten auf einen rela-
tiv hohen Kapitaleinsatz in der Bundesrepublik hin. Wäh-
rend in der Bundesrepublik der durchschnittliche Anteil
der jährlichen Investitionen am Gesamtumsatz des Ein-
zelhandels zwischen 1972 und 1982 2,2% betrug, ver-
zeichnete der französische Einzelhandel lediglich eine
Investitionsquote von 1,7%.

Besonders auffällig sind die Unterschiede im Einzel-
handel mit breitem Sortiment, dessen durchschnittliche
Investitionsquote in der Bundesrepublik mit 2,9% deut-
lich über der entsprechenden Quote in Frankreich
(1,9%) lag. Der Zusammenhang zwischen der Struktur
der täglichen Ladenöffnungszeit und der durchschnittli-
chen Kapitalproduktiviät im Einzelhandel wird an dem
im Vergleich zu Frankreich höheren Anteil des Einzel-
handels mit breitem Sortiment an den Gesamtinvestitio-
nen des Einzelhandels in der Bundesrepublik deutlich12.
Die zeitliche Restriktion der Betriebsbereitschaft erfor-
dert hier ein Ausweichen auf breitere Sortimente, wo-
durch der Raum- und Investitionsbedarf steigt.

Die Regulierung der täglichen Ladenöffnungszeit ver-
ursacht so einen Substitutionsprozeß zwischen den
Faktoren Zeit und Kapital, mit der Folge einer beträchtli-
chen Verzerrung der Faktoreinsatzverhältnisse bei der
Erstellung einzelhandelsspezifischer Dienstleistungen.
Auch hier ist die entzerrende Wirkung eines Dienstlei-
stungsabends aus den obengenannten Gründen eher

10 Die Kapitalproduktivität wurde als Quotient aus nominalem Umsatz
und Verkaufsfläche gemessen.
11 Die Kapitalintensität wurde entsprechend der hier verwendeten Defi-
nitionen der Arbeits- und Kapitalproduktivität als Quotient aus Verkaufs-
fläche und vollzeitäquivalenter Beschäftigtenzahl berechnet.

als schwach einzuschätzen. Darüber hinaus bewirkt der
Wettbewerb der Gemeinden bei der Bereitstellung ko-
stengünstiger Gewerbegebiete im Einzugsbereich der
Ballungsräume eine künstliche Tendenz zu raumintensi-
ven Betriebsformen, die durch eine einmalige wöchentli-
che Abendöffnung kaum kompensiert werden kann.

Konsumentensouveränität

Die Frage, ob von Seiten der Verbraucher ein Bedarf
an abendlichen und sonntäglichen Öffnungszeiten be-
steht, wird vielfach kontrovers diskutiert. Die zahlrei-
chen in der Bundesrepublik durchgeführten Verbrau-
cherbefragungen können hierüber keinen Aufschluß ge-
ben, da sie weitgehend widersprüchliche Ergebnisse
aufweisen, die Resultate dieser Untersuchungen we-
sentlich von der Fragestellung abhängen und sich die
Verbrauchergewohnheiten erst nach einem Anpas-
sungsprozeß ändern. Eine eindeutige Antwort kann nur
aus dem tatsächlichen Verhalten der Marktakteure nach
einer Liberalisierung gewonnen werden.

Die im Ausland zu beobachtenden Anpassungspro-
zesse lassen keinen Zweifel am Bedarf der Konsumen-
ten an umstrukturierten Öffnungszeiten. In Schweden
wird in fast allen Branchen an zwei (frei gewählten) Wo-
chentagen ein Abendverkauf durchgeführt, und in Bel-
gien hielten vor der Verabschiedung des noch heute gül-
tigen Ladenschlußgesetzes aus dem Jahre 1973 mehr
als 90% aller Einzelhandelsunternehmen ihre Ge-
schäfte über 18.30 Uhr hinaus geöffnet. Für 38% der
Einzelhandelsgeschäfte galt dies auch für die Zeit nach
20.00 Uhr. In den Niederlanden beteiligen sich 72% al-
ler Einzelhandelsunternehmen an dem mit dem Laden-
schlußgesetz aus dem Jahre 1976 eingeführten
verkaufsoffenen Abend, und in dem australischen Bun-
desstaat New South Wales liegen die Umsatzspitzen im
Einzelhandel am verkaufsoffenen Donnerstag (17.30
bis 21.00 Uhr).

In der Bundesrepublik dürfte die Nachfrage nach um-
strukturierten Ladenöffnungszeiten kaum niedriger als
im Ausland sein, denn auch hier wird die Nachfrage
nach den angebotenen Gütern und Dienstleistungen
durch die subjektiven Nutzenfunktionen der Konsumen-
ten bestimmt, in denen dem Preis als Bestimmungs-
grund für die Kaufentscheidung eine mit steigendem
Wert des Gutes zunehmende Bedeutung zukommt. Pa-
rallel zum Warenwert vergrößert sich die Bereitschaft
der potentiellen Käufer, die Informationskosten eines in-
tensiven Preisvergleichs auf sich zu nehmen, da diese
zunehmend geringer eingeschätzt werden als die ent-

12 Er betrug in der Bundesrepublik im Zeitraum 1972-82 durchschnittlich
23,3 % im Vergleich zu 20,3 % in Frankreich.
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sprechenden Alternativkosten (d. h. die Zahlung eines
überhöhten Preises).

Nun werden aber durch das Ladenschlußgesetz dem
Wunsch des Verbrauchers, sich relevante Marktinforma-
tionen zu beschaffen, enge Grenzen gesetzt. Das Ver-
hältnis zwischen Ladenöffnungszeit und durchschnittli-
cher wöchentlicher Arbeitszeit ist zwar seit der Verab-
schiedung des Ladenschlußgesetzes im Jahre 1956
ständig gestiegen, aber gleichzeitig haben sich das Sor-
timentangebot, das reale verfügbare Pro-Kopf-Einkom-
men der privaten Haushalte sowie die Nachfrage nach
höherwertigen Gütern und damit der Zeitbedarf einer
ausführlichen Marktinformation wesentlich erhöht.

Opportunitätskosten

So gesehen besteht kein Zweifel darüber, daß im Ein-
zelhandel der Bundesrepublik das Angebot an zeitlicher
Betriebsbereitschaft hinter der Nachfrage zurückbleibt.
Es ist vielmehr die Frage zu stellen, ob die Einführung ei-
nes Dienstleistungsabends die Nachfrage voll befriedi-
gen kann. Aufschluß hierüber geben die Opportunitäts-
kosten, die den Konsumenten unter reglementierten La-
denschlußzeiten als Folge der eingeengten Entschei-
dungsfreiheit entstehen. Sie werden sowohl durch die
eingeschränkte Wahlmöglichkeit des Einkaufstermins
als auch durch den Zwang zum Einkauf mit der Masse
der Verbraucher ausgelöst.

Der Einfluß einer Liberalisierung der Ladenöffnungs-
zeiten auf die Opportunitätskosten der Konsumenten
wird deutlich, wenn man sie im Zusammenhang mit dem
von Becker13 definierten „füll income" betrachtet. Das
„füll income" erreicht ein privater Haushalt, indem er die
gesamte ihm zur Verfügung stehende Zeit und alle an-
deren Ressourcen ausschließlich zur Einkommenser-
zielung verwendet. Wird der vorhandene Zeitvorrat für
andere Zwecke genutzt, so entstehen Opportunitätsko-
sten in Form des entgangenen Einkommens.

Übertragen auf die Nachfrage nach Einzelhandelsgü-
tern läßt sich hieraus folgern, daß ein Einkauf während
der allgemein üblichen Arbeitszeit von 8.00 bis 17.00
Uhr ein relativ hohes entgangenes Einkommen pro Zeit-
einheit verursacht, da dies in der Regel der einzig mögli-
che Zeitraum zur Einkommenserzielung ist. Außerhalb
der üblichen Arbeitszeiten, d. h. am Abend und am Wo-
chenende, sind die Opportunitätskosten pro Zeiteinheit
dagegen geringer, gleichzeitig wird zu diesem Zeitpunkt
aber die volle Kapazitätsauslastung der Einzelhandels-
geschäfte erreicht, so daß der Zeitbedarf für den Kauf

einer Gütereinheit steigt und der gegenüber dem Ein-
kauf zu üblichen Arbeitszeiten entstandene Kostenvor-
teil weitgehend kompensiert wird14.

Nach der Einführung eines Dienstleistungsabends
würde nur eine Komponente der Opportunitätskosten,
das entgangene Einkommen pro Zeiteinheit, an Ge-
wicht verlieren, während der Zeitbedarf je Erwerb einer
Gütereinheit weitgehend konstant bleiben würde, da
eine einmalige Abendöffnung pro Woche nicht aus-
reicht, die Spitzenbelastungen des Einzelhandels zu
verringern. Demgegenüber würde eine vollständige
Freigabe der Ladenschlußzeiten die Bedeutung beider
Komponenten der Opportunitätskosten reduzieren und
so für eine ausreichende Marktransparenz sorgen.

Die empirische Relevanz dieser theoretischen Über-
legungen bestätigt eine Verbraucherbefragung des
schwedischen Geschäftszeitenausschusses, die im Ok-
tober 1973 unter Sonntagskunden in 13 schwedischen
Städten durchgeführt wurde15. Aus ihr geht hervor, daß
der Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtkunden-
zahl an Sonntagen höher ausfällt als während der übli-
chen Geschäftsstunden und daß vor allem junge Fami-
lien mit Kindern, in denen beide Elternteile berufstätig
sind, die Möglichkeit des Sonntagseinkaufes nutzen.

Dienstleistungsabend unzureichend

Nicht nur hinsichtlich der Wettbewerbsneutralität, der
Wettbewerbsdynamik sowie der Arbeits- und Kapitalpro-
duktivität im Einzelhandel, sondern auch im Hinblick auf
den Bedarf der Konsumenten ist somit eine einmalige
Abendöffnung pro Woche als unzureichend anzusehen.
Allein die vollständige Freigabe der Ladenschlußzeiten
ist ausreichend, die entstandenen Verzerrungen zu
kompensieren.

Sollte sich ein solcher Liberalisierungsschritt als poli-
tisch nicht durchsetzbar erweisen, so sind Lösungsvor-
schläge vorzuziehen, die eine bessere Anpassung der
täglichen Struktur der Öffnungszeiten an die Kunden-
ströme als der Dienstleistungsabend ermöglichen. Zu
denken wäre hier vor allem an ein festes Stundenbudget
von etwa zehn Wochenstunden, über das die Einzelhan-
delsunternehmen zusätzlich zur Rahmenöffnungszeit
von 8.00 bis 18.30 Uhr (samstags 8.00 bis 14.00 Uhr)
frei verfügen können. Jede andere Änderung des La-
denschlußgesetzes hätte mehr den Charakter einer
Neuregulierung als einer Deregulierung.

13 Vgl. Gary S. B e c k e r: A Theory of the Allocation of Time, in: The
Economic Journal, Vol. 75 (1965), S. 493-517.

14 Vgl. R. B. B e n n e t : Regulation of Services: RetailTrading Hours,
in: B. A. Tw o h i 11 (Hrsg.): Government Regulation of Industry, Insti-
tute of Industrial Economics, The University of Newcastle, Conference
Series, 9, Newcastle 1981, S. 279-311, hier S. 294.
15 Vgl. Sveriges Handelsdepartementet, a.a.O., S. 109 ff.
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